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Vorwort des Herausgebers 

 

 

Mit dem Vertrag von Lissabon haben die nationalen Parlamente der EU-Mitglied-
staaten mehr Rechte erhalten. Lohnenswert ist in diesem Zusammenhang den Be-
reich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) bzw. der Gemeinsa-
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU in den Blick zu nehmen, 
wie es Frau Höhn in ihrer Studie macht. Denn sie untersucht, inwieweit die Mitwir-
kungsmöglichkeiten des Deutschen Bundestages in EU-Angelegenheiten auf die 
GASP/GSVP übertragbar sind, welche Rolle der Bundestag in Bezug auf die GSVP 
und die 2017 ins Leben gerufene Europäische Verteidigungsinitiative für die Stän-
dige Strukturierte Zusammenarbeit PESCO (Permanent Structured Cooperation) 
spielt und ob sich anhand der aktuellen Entwicklungen in diesem Politikbereich ein 
Funktionswandel des Bundestages herauskristallisiert.  

 

Die Studie von Frau Höhn, die u.a. auf der Auswertung zahlreicher Dokumente so-
wie von Experteninterviews basiert, wird für all diejenigen mit Gewinn zu lesen sein, 
die sich für ein Politikfeld interessieren, das zwar einerseits zum Kernbereich natio-
nalstaatlicher Souveränität gehört, andererseits aber aufgrund globaler Bedrohungen 
einer umfassenden europäischen Zusammenarbeit bedarf. 

 

Karlsruhe/Berlin, im Januar 2021                                                     Florian T. Furtak 
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rer Mitgliedstaaten notwendig und möglich ist. 

Mit Voranschreiten der europäischen Integration und insbesondere durch Inkrafttre-
ten des Vertrags von Lissabon (2009) erfolgte eine Stärkung der Rechte der Parla-
mente der EU-Mitgliedstaaten. Ziel dieser Kompetenzerweiterung lag darin, auf na-
tionaler Ebene die Mitwirkung in den Bereichen sicherzustellen, in denen durch Ab-
gabe von Hoheitsrechten an die EU ein Kompetenzverlust entstanden ist.  

Diese Studie wirft die Frage auf, ob sich die weitreichenden Rechte des Deutschen 
Bundestages auch auf den Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
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ligungsmöglichkeiten der Bundestag in Fragen der europäischen Verteidigung inne-
hat.  
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